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Chance für feministische Politik?
DIE »INITIATIVE FÜR EIN BERLINER SOZIALFORUM«
Warum Sozialforen?
Unter dem von den Zapatisten entnommenen Motto
Eine andere Welt ist möglich und nötig treffen sich seit
2001 verschiedene soziale Bewegungen, Organisatio-
nen und Akteure in Welt-, Kontinental- und themati-
schen Sozialforen. Ursprünglich als Gegenforum zum
gleichzeitig stattfindenden Weltwirtschaftsforum in
Davos organisiert, entwickelte sich die Idee der Weltso-
zialforen aber rasant über reine Gegnerschaft und Kritik
zur ökonomischen Globalisierung hinaus. Das Weltsozi-
alforum (WSF) wurde zu einer Art Gegenentwurf einer
»alternativen Welt«. »Wo dieses [das Weltwirtschaftsfo-
rum] eine Erfindung des Nordens war, ist jenes [das
Weltsozialforum] eine Erfindung des Südens. Wo dieses
sich elitär, autoritär und geschlossen präsentiert, soll das
Weltsozialforum ein Treffen sozialer Bewegungen von
unten sein – partizipativ, demokratisch und offen.«
(Brie, Krüger, Adolphi, S. 11)1 .
Grundüberzeugung war, dass Widerstand gegen die
Herrschaft der neoliberalen Globalisierung nur dann in
Verhältnisse eingreifen kann, wenn Widerstand von
unten – basisdemokratisch – wächst. Er muss den ver-
schiedenen sozialen Realitäten in der Welt, unterschied-
lichen politischen Perspektiven wie den (auch linken)
Erbschaften der Vergangenheit Rechnung tragen. Ziel
war es also, eine andere Form der Globalisierung zu rea-
lisieren: Eine soziale und politische Globalisierung, die
nicht von oben nach unten durchgesetzt wird, sondern in
der die Idee »einer anderen Welt« durch eine alltägliche
Politik für (globale) Gerechtigkeit entstehen kann.
Dafür brauchte es neue soziale und politische Räume,
Räume für den freien Austausch von Erfahrungen, für
demokratische Debatten, politischen Streit und Reflexi-
on wie auch für Vernetzung und Bewegung.
Die Idee des offenen politischen Raum hat die (Welt-)
Sozialforen auch für Feministinnen attraktiv gemacht.
Vor dem Hintergrund der Erfahrung des Ausschlusses
und der Marginalisierung geschlechterpolitischer Posi-
tionen sahen Feministinnen im WSF die Chance, Femi-
nismus und linke Politik in Bewegung zu bringen. Sie
sahen auch die Möglichkeit, lokale und transnationale
Erfahrungen von Frauenkämpfen in den globalen sozia-
len Bewegungen einzubringen. Denn das WSF ist ein
»Raum des Zusammenflusses der Kämpfe und Vor-
schläge der Bewegungen, Organisationen, Netzwerke,
Kampagnen und vieler verschiedener Akteure gewor-
den, die diesen Raum zu dem ihren gemacht und neue
Perspektiven für die utopische Phantasie entwickelt
haben« (zit. in Alvarez et. al., S. 272). 
Papier ist allerdings geduldiger als der geschlechter-
politische Alltag. Je lokaler ein Sozialforum wird – so
scheint es – desto traditioneller und geschlechterunkri-
tischer wird der Ort (zumindest auf der europäischen
Ebene2). Wenngleich Feministinnen aktiv am Aufbau
der verschiedenen Sozialforen mitgearbeitet haben,
bleibt doch Geschlechterpolitik bzw. eine fundamentale
Kritik an den hierarchischen Geschlechterverhältnissen
weiterhin ihnen vorbehalten und Möglichkeiten, die in
einer emanzipatorischen Geschlechterpolitik liegen,
werden blockiert3.
3/2006
1 Für einen guten Überblick der verschiedenen Positionen, Aktivi-
täten und Vorstellungen, vgl. Anita Anand et. al. (Hrsg.): Eine andere
Welt. Das Weltsozialforum, RLS-Reihe Texte: 15, Berlin 2004.
Aus dem Editorial des Textsammlung ist auch obiges Zitat entnom-
men.
2 Die ist eher eine Beobachtung als »empirisch belegt«. Dazu gibt es
zu wenig systematisiertes Material. Vielleicht ist diese These auch
einem europäischen Blick geschuldet, zeigt doch beispielsweise das
Programm des African Social Forum im Dezember 2004 eine andere
Forumsrealität.
3 vgl. hierfür die Kritik insbesondere der Articulación Feminista Mar-
cosur (AFM), deren Texte aber leider nur sehr sporadisch auf Inter-
netseiten auftauchen (www.choike.org, www.whrnet.org). Mit der
Kampagne »Your mouth is fundamental to fundamentalism« versu-
chen sie den Blick auf die Verbindung zwischen neoliberaler Globali-
sierung und der Herausbildung religiöser, kultureller, ökonomischer
und sozialer Fundamentalismen als zentrale Bedrohung für die Kämp-
fe um globale Gerechtigkeit zu richten. Mit diesem weiten Begriff von
Fundamentalismen versuchen die Autorinnen, Formen von Ungleich-
heit und Dominanzverhältnissen sichtbar zu machen, die in her-
kömmlichen linken Perspektiven verloren gehen, und verbinden ver-
schiedene Dimensionen der Kämpfe um Gerechtigkeit auf allen
Ebenen der Gesellschaft.
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2Dies ist sicherlich nicht alleinig der »Geschlech-
terblindheit der Linken« geschuldet. Geschlechterver-
hältnisse sind kompliziert, denn die neoliberale Politik
der letzten Dekaden hat auch vor ihnen nicht Halt
gemacht. Gerade in den Metropolen scheint es immer
schwerer, nicht nur feministische Anliegen zu formulie-
ren, auch die Trägerinnen einer geschlechtergerechten
Politik sind wenig greifbar. Vor Ort – also in lokalen
Foren – liegt zudem eine konkrete Herausforderungen
darin, den Balanceakt hinzubekommen, einerseits einen
offenen politischen Raum anzubieten und doch mit den
realen Bedingungen und Akteuren (oder den fehlenden)
vor Ort zu arbeiten. Gleichzeitig ist es auf einer lokalen
Ebene notwendig, sich auch als politischer Faktor zu
etablieren, der sichtbar wird und eine politische Stimme
hat. Dies geht wiederum mit allen tagespolitischen
Zwänge und Ausschlüssen »nicht so vermittelbarer 
Fragen« einher, die diese Praxisform logisch bedeutet.
Lokale Sozialforen müssen sich weitaus mehr als jähr-
lich stattfindende Weltsozialforen in konkreten politi-
schen Konstellationen bewegen, die sie gleichzeitig
konstituieren. Das meint herrschaftlich-politische Kon-
stellationen ebenso wie die konkrete Gegenwart »der
Linken«. Wenn feministische Politik beispielsweise in
Berlin keinen großen Stellenwert mehr hat oder ethni-
sche und soziale Grenzen »die Linke« strukturell durch-
ziehen, steht der Realisierung eines Sozialforums als
offenem, politischen Raum mehr als nur der »gute
Wille« der Organisator/innen gegenüber. Die Heraus-
forderung (lokaler) Sozialforen liegt folglich darin,
diese Widersprüche und komplizierten Lagen zu erken-
nen und die konkreten Bedingungen der Möglichkeit
eines solchen Sozialforums zu verändern, d.h. über For-
men von Basisdemokratie in strukturell ungleichen Ver-
hältnissen nachzudenken. Dies ist notwendigerweise ein
längerfristiges Projekt, dass nicht immer mit Erfolgen
gekrönt ist. Um eine feministische Reflexion einiger
dieser lokalen Schwierigkeiten und Bedingungen soll es
im folgenden Text gehen.
Globale soziale Ideen und lokale
Politiken
Anfang 2003 luden etwa 15 Menschen – auch Femini-
stinnen – aus verschiedenen Strömungen der außerpar-
lamentarischen Linken Berlins zu einem ersten Treffen
zur Gründung der Initiative für ein Berliner Sozialforum
ein. Angeregt durch die Idee und die Erfolge der inter-
nationalen Sozialforen sollte auch in Berlin ein offenes
politisches Forum initiiert werden, das eine neue Dyna-
mik in linker und emanzipatorischer Politik in Gang
setzen sollte. Eine Dynamik, die Kontrapunkte setzen
wollte gegen die anti-soziale und anti-demokratische
Politik von Bundesregierung und Berliner Senat und die
gleichzeitig auf eine Neuformierung der politischen
Gegenkräfte durch den Prozess von lokalen Sozialforen
hoffte. Dies hat nach Dieter Hartmann einen doppelten
Hintergrund:
»Zum einen demonstrierte Rot-Grün auf Bundesebe-
ne mit Kriegen, Hartz und Agenda 2010, dass in Zeiten
der (Verwertungs-)Krise Opposition keinen Sinn macht.
Gleichzeitig entsorgt in Berlin Rot-Rot, die ›linkeste‹
aller nur denkbaren parlamentarischen Optionen, die
Rest-Illusionen über den parlamentarischen Reformis-
mus. Zurück bleibt eine wütend-hilflose Verzweiflung
jener Bevölkerungsgruppen, die zum Objekt einer
›Haushalts-Sanierung‹ wurden; dies auch deshalb, weil
die kulturelle Hegemonie des Neoliberalismus zu der
›paradoxen Situation‹ führte, dass es noch nie so große
Mehrheiten (gab), die nicht nur vom Gegensatz von
Reich und Arm, sondern auch von Herrschenden und
Beherrschten überzeugt waren«.
Um die Hegemonie des neoliberalen Kapitalismus
perspektivisch brechen zu können, waren Formen not-
wendig, in denen zunächst all die Menschen, Projekte
und Organisationen wieder zusammenkommen konn-
ten, die gesellschaftlich von einander isoliert und ge-
geneinander ausgespielt werden. Aus der Perspektive
derer, die nicht zum »Kern der Linken« gehören, griff
jedoch diese Überlegung der Bewegungsschwäche zu
kurz und musste um dringliche politische Fragen
ergänzt werden: Herrschaftsformen und soziale Spal-
tungslinien haben sich radikal gewandelt und zutiefst
verkompliziert. Dies hat nicht nur zu einer Zerklüftung
des Sozialen geführt, sondern auch die Bedingungen der
Möglichkeit von Politik radikal verändert.
So stellt sich für Feministinnen die Frage, wo bei-
spielsweise feministische Politik ansetzen sollte, wenn
»Frauenpolitik« als Familienpolitik zum ideologischen
Bestandteil von Regierungspolitik geworden ist. Wo
ansetzen, wenn Geschlechterverhältnisse radikalen
Transformationen unterworfen sind – »Geschlecht«
einerseits erodiert, sich andererseits aber ungleichzeitig
dazu intensiviert? Wie damit umgehen, dass unter dem
Primat der Ökonomisierung und der damit einhergehen-
den Gesellschaftstransformation Geschlechterverhält-
nisse »dereguliert« und entpolitisiert werden. Denn mit
dem, was soziologisch abstrakt als Individualisierung
und Familiarisierung beschrieben wird, sind sie konkret
eine vermeintliche Privatangelegenheit geworden. Es
liegt primär in dem Verantwortungsbereich und damit in
sozialen Möglichkeiten der Einzelnen, Lösungen für die
nach wie vor ungleiche Verteilung der Reproduktions-
aufgaben, der Löhnen und für das Wegbrechen öffentli-
cher Leistungen und Güter zu finden. Als politische
Anliegen, die gesellschaftlicher Lösungen bedürfen,
sind sie kaum sprechbar.
Dabei ist das Maß von Individualisierung und Selbst-
bestimmung so eindeutig wie lange nicht zu einer Fra-
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geworden. 
Aus einer feministischen Perspektive war es erforder-
lich, diese grundlegenden gesellschaftlichen Wider-
sprüche politisch ernst zu nehmen und dort zu interve-
nieren, wo in einer linken Perspektive, »Sozialpolitik«
und die gegenwärtigen Transformationen auf ökonomi-
sche Verteilungsfragen reduziert werden. Feministische
Analysen der letzten Jahrzehnte sind an vielen Punkten
gerade auch für die Gegenwart relevant. Die Reformie-
rung von Arbeit, Subjektivität, Gesellschaft und Leben
lassen sich durch feministische Arbeiten genauer verste-
hen. Dann erst scheinen die Ordnungssysteme auf, die
die spezifische Verteilung von Gütern legitimieren und
definieren, wer unter welchen Umständen und Bedin-
gungen verteilt (Rolle des Staates) sowie festlegen
kann, was zu verteilen ist (z.B. welche Arbeit, welche
öffentlichen Güter usw.) und welche Bedürfnisse wie
anzumelden sind (vgl. u.a. Fraser 2001). 
Diese Fragen bildeten die inhaltliche Folie, auf der
»wir Feministinnen« uns beim Aufbau des lokalen Sozi-
alforums beteiligten. Hier bot sich unserer feministi-
schen Einschätzung nach die Chance, Fragen in konkre-
te Politiken zu übersetzen und mit anderen zusammen
herrschaftskritisch zu agieren. Die Idee des »offenen
politischen Raums« als Leitidee der Sozialforen war die
organisatorische Folie, die die Bildung eines Sozial-
forums lokal feministisch attraktiv machte. Strukturell
basisdemokratisch und offen in der Gestaltung, neue
Wege zu erproben – dies war gerade auch für uns Femi-
nistinnen anschlussfähig. Endlich bot sich die Chance,
wieder mit anderen zusammen zu agieren und Neues zu
entwickeln, nachdem »Altes« sich entweder aufgelöst
oder auf politische Formen reduziert hatte, die unserem
Wunsch von »radikaler Bewegung von unten« schon
lange nicht mehr Rechnung trugen? Zudem lag hier die
Möglichkeit, feministische Bewegungsideen und Grun-
düberzeugungen von globaler, sozialer und Geschlech-
tergerechtigkeit praktisch zu machen und entlang der
neuen (und alten) Widersprüchen weiterzuentwickeln?
(Frauen-)Politische Befunde
Wie aber war ein lokales Sozialforum konkret umzuset-
zen und zu gestalten? Neben der Idee, einen offenen
Raum für Austausch verschiedener Gruppen, Strömun-
gen und Einzelpersonen auf gleicher Augenhöhe anzu-
bieten, wie einige »von uns« sie bei den internationalen
Foren kennen gelernt hatte, brauchte es auf der lokalen
Ebene eine Struktur, die kontinuierliche Anlaufmöglich-
keit, die Arbeit konkreter Akteure und die Idee des
Raumes miteinander kombinierte. Von der Struktur her
waren regelmäßige Treffen erforderlich, und um sich
»einen Namen zu machen«, war es auch notwendig,
sich aktiv mit Namen in die aktuellen Auseinanderset-
zungen als Akteur – und nicht nur als Raum – einzubrin-
gen. So entstand in Berlin eine Struktur mit monatlichem
Plenum, mit Koordinierungskreis und (thematischen)
Arbeitsgruppen. 
Ein lokales Sozialforum bewegt sich in einer konkre-
ten politischen Konstellation – wie z.B. einer konkreten
Senatspolitik – und trägt in sich die linken aber auch
sozialen »Erbschaften« des jeweiligen Ortes. Dies
meint in Berlin die nach wie vor existierende Ost-West-
Trennung der Stadt, die Folgen der langjährigen Selbst-
gerechtigkeit und Zersplitterung der (West)Linken und
der Entpolitisierung eines Großteils der so genannten
Projekteszene ebenso wie die Auswirkungen einer herr-
schenden Politik der sozialen und ethnischen Spaltun-
gen. Der Bedarf an politischen Formen und Räumen,
die gebraucht wurden, um eine engagierte, attraktive,
ideenreiche und offene Politik des Sozialen (eine Politik
von unten) zu entwickeln, konnte also nicht abstrakt und
ideell gesetzt werden, sondern musste konkret ansetzen. 
Zu Beginn der Initiative kamen dann auch unter-
schiedliche Leute aus dem linken und sozialpolitischen
und mehrheitsdeutschen Spektrum zusammen – davon
waren immerhin etwa ein Drittel Frauen (aber keine
organisierten Frauen- und Lesbenzusammenhänge,
soweit es diese überhaupt noch gab). Zwischenzeitlich
ist die Initiative auf den Kreis der undogmatischen Lin-
ken sowie auf Linke, die in ihren Herkunftsorganisatio-
nen oder Bewegungen (einzelne kritische Gewerkschaf-
ter, Ex-PDSlerInnen, Feministinnen) randständig sind,
geschrumpft. 
Die Spannung zwischen »offenem, politischen
Raum« und »lokalpolitischem Akteur« hat auch die
feministischen Optionen von Gestaltung geprägt: Ein
»offener Raum« eröffnet viele Möglichkeiten für Ein-
fluss und Gestaltung – kann aber auch für machtpoli-
tische Auseinandersetzung um Außendarstellung, Ent-
scheidungsfindung und Binnenstruktur benutzt werden.
Dies haben im ersten halben Jahr der Initiative ins-
besondere die Männer aus der »Organisierungslinken«
destruktiv genutzt und damit viele Prozesse blockiert
(Initiative für ein Berliner Sozialforum, 2003b). Die ent-
gegengesetzte Gefahr ist, dass in einem »offenen
Raum« keine Entscheidungen gefunden, Schwerpunkte
nicht gesetzt, Konflikte nicht ausdiskutiert werden und
Praxen nicht entstehen, d.h. der Raum für viele
»unpraktisch« wird. Diese Art von »Raum« bleibt unbe-
stimmt und kurzfristig ohne Wirkung – sicherlich ein
Grund, warum ein Großteil der Projekteszene aus der
Initiative ausgestiegen ist. 
Dennoch hat es die Initiative in den vergangenen Jah-
ren geschafft, ein Akteur zu werden, der entweder unter-
schiedliche Aktivitäten selber angeschoben oder sich an
anderen Aktionen beteiligt hat. Zu Beginn gab es Versu-
che, ein »Soziales Zentrum» aufzubauen, das dem poli-
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Frühzeitig hat sich die Initiative in Berliner Aktivitäten
gegen die Agenda 2010 und die neoliberale »Reformpo-
litik« eingebracht. Foren der Selbstverständigung (»Jour
Fixe«), aber auch Diskussionsveranstaltungen für ein
breiteres Berliner Publikum wurden organisiert. Als die
so genannte »Sozialkarte«, ein ermäßigtes Ticket für den
Berliner ÖPNV, abgeschafft wurde, gründete sich eine
»Mobilitäts-AG«. Zusammen mit Obdachlosengruppen,
Kirchen, Gewerkschaftskreisen und anderen veranstal-
tete sie Aufsehen erregende Aktivitäten und traf auf
Unterstützung in der Berliner Bevölkerung. Anschluss-
aktivitäten fanden dann aber nur noch wenig Resonanz.
Öffentliche Veranstaltungen sollten politische Leerstel-
len in der sozialpolitischen Debatte besetzen (wie
Geschlecht und Migration), Querverbindungen zwi-
schen verschiedenen sozialen AkteurInnen wie illegali-
sierten ArbeiterInnen und GewerkschaftsvertreterInnen,
Berliner Projekten und stadtpolitisch Aktiven sollten
hergestellt werden und die sehr unkritische Verteidi-
gung des (idealisierten) Sozialstaats politisch hinterfragt
und neue Perspektiven aufgemacht werden. In der Zwi-
schenzeit ist die Initiative ein Ort für politische Pro-
jekte geworden, die noch in der Entwicklungsphase
stecken oder aber für die Verbindung verschiedener
Kämpfe stehen (von spontanen Aktivitäten gegen die
europäische Flüchtlingspolitik bis hin zu Aktivitäten
gegen die WM 2006). Das Plenum bietet immer wieder
Raum dafür, Ideen weiter zu entwickeln, weil hier gera-
de Menschen aufeinander treffen können, die im politi-
schen Alltag thematisch aneinander vorbei arbeiten.
Aus frauen- und geschlechterpolitischer Sicht wurde
im ersten Jahr der Initiative, d.h. in der Zeit der Formie-
rung, ausgelotet und erstritten, welchen Raum es für
geschlechterpolitische Themen gibt. Entsprechende
Inhalte wurden eingebracht, die u.a. in den Leitlinien
der Initiative wieder zu finden sind (www.socialforum-
berlin.org). Die monatlichen Plenen wurden unter
geschlechterdemokratischen Gesichtspunkten aktiv mit-
gestaltet und in Form von thematischen Sondertreffen
(»Jour Fixe«) feministischen Themen Raum gegeben.
Gerade die organisierte (Partei- und Gewerkschafts-)
Linke hat dabei auf aktive feministische Themenset-
zung teilweise offen, teilweise strukturell und mit Aus-
schlussversuchen von Themen und Personen reagiert.
Es gab zum Teil offene Abwertungen und sexistische
Verhaltensweisen. Kritische Beiträge aus feministischer
Sicht wurden zu »Beziehungsfragen«, als »private«
Auseinandersetzungen definiert und damit entpoliti-
siert. Die Macht der informellen »old boys«-Netzwerke
war hier sehr gut zu beobachten. Deren Definition von
Expertise und Schnelligkeit schloss all diejenigen aus,
die über diese vermeintlichen Qualitäten nicht verfügten
und somit »begründet« aus den engeren Kreisen wie
z. B. der Pressearbeitsgruppe verbannt wurden. Auf-
schlussreich ist an dieser Stelle die Konvergenz von
Anti-Feminismus und parteiförmigen Politikformen mit
ihrer Massenorientierung, die auch an anderer Stelle
den Versuch, basisdemokratische Strukturen aufzubau-
en, blockierte. Männer aus der undogmatischen Linken
waren dem feministischen Projekt gegenüber aufge-
schlossener. In der gemeinsamen Basis-Orientierung
gelang es, sich in der Durchführung und Durchsetzung
von Themen gegenseitig zu unterstüt-zen, Bündnisse
herzustellen und Aufgaben zu verteilen.
Im Laufe der Zeit konnte aus einigen Erfahrungen
gelernt werden. Ausschlussmechanismen ließen sich
klarer benennen und inhaltlich gelang es, externe Ver-
anstaltungen immer geschlechtersensibel zu organisie-
ren (wie viele Frauen sitzen auf dem Podium, welche
Themen werden als relevant gesehen und was haben
Feministinnen zu den jeweiligen Themen zu sagen).
Durch eine klar geschlechtersensible Moderation der
Plenen haben Feministinnen in der Anfangsphase der
Initiative Maßstäbe für einen geschlechterdemokrati-
schen Umgang gesetzt. 
Da es aber zu keiner Zeit organisierte feministische
Zusammenhänge gab, die als solche Einfluss auf die
Formierung der Initiative bzw. auf die Gestaltung des
»offenen politischen Raums« nahmen, spielte insbeson-
dere die individuelle Durchsetzungsfähigkeit, die spe-
zifischen Fähigkeiten und das z.T. »unsichtbare« Netz-
werk der aktiven Feministinnen die zentrale Rolle in der
partiell geschlechterpolitischen Gestaltung von Form
und Inhalt. Die geschlechterdemokratische Gestaltung
gerade in der ersten Zeit hatte zum Ziel, die aktive Sozi-
alforumsarbeit über die ursprünglichen Kreise hinaus
an feministische oder frauenpolitische Strukturen an-
schlussfähig zu machen. Aktiv wurde in frauenpoliti-
schen Zusammenhängen für die Teilnahme geworben.
Dieser Versuch muss als gescheitert betrachtet werden.
Es ist deshalb auch an der Zeit, darüber nachzudenken,
was sich aus der Tatsache lernen lässt, dass es zwar eini-
ge frauenpolitische Erfolge gab, aber weder feministi-
sche Perspektiven nachhaltig gesichert noch gesell-
schaftspolitisch viel in Bewegung gebracht wurde? 
Ohne Netz und doppelten Boden
Die Initiative steht im vierten Jahr ihrer Existenz vor
dem Problem, dass sie massiv geschrumpft und für neue
Leute in der jetzigen Form unattraktiv ist – das gilt für
Frauen und Feministinnen ebenso wie andere Gruppie-
rungen. Oft sind die Plenen dominiert von organisatori-
schen und tagespolitischen Fragen und Aufgaben. Es ist
weder Zeit für politisch engagierte und fundierte
Diskussionen noch Raum dafür, potentielle Mitstrei-
ter/innen »dort abzuholen wo sie sind« und gemeinsame
neue Wege zu gehen – die Initiative bietet nur formal
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verschiedener politischer Strömungen und verschiede-
ner sozialer Herkünfte produktiv aufeinandertreffen
können. 
Mangels Kapazitäten bleibt ein Großteil der Aktivitä-
ten an Einzelnen hängen, die immer mehr zu »Politpro-
fis« werden. Die Themenvielfalt und der Versuch,
immer wieder neue Herangehensweisen auszuprobie-
ren, führt dazu, dass kaum jemand jenseits des »engen
Kreises« dauerhaft praktischen Nutzen aus dem Sozial-
forum selbst und der eigenen Anwesenheit ziehen kann.
Projekte (gerade im sozialpolitischen Bereich wie im
Bezug auf Mieter/innenwiderstände oder in Bezug auf
ALG II-»Betroffene«) werden schnell aufgegeben,
wenn sie entweder konkrete sozialpolitische Aufbauar-
beit oder eine längerfristige prozesshafte Bündnisarbeit
mit »anderen« Akteur/innen erfordern. Ungewollt ist die
Initiative fast zu einer der vielen sozialpolitischen Treffen
geworden, die für sich kleinteilig und kurzfristig bleiben,
weil sie zu viele Aufgaben auf einmal erledigen wollen
und müssen und deshalb nicht als Katalysatoren für
»Bewegung von unten« wirken. 
Hat sich aber mit den beschriebenen Erfahrungen die
politische Notwendigkeit eines offenen politischen Raums
erübrigt oder bedarf es anderer Formen, um dies tatsäch-
lich zu realisieren? Abschließend einige Gedanken:
1. Falsch wäre, die Nichterfüllung des Wunsches nach
einem tatsächlichen Sozialforums in der Struktur der
Initiative für ein Berliner Sozialforum oder der Nach-
lässigkeit der Einzelnen zu begründen. Die Erfahrung
der letzten Jahre zeigt, dass das, was soziologisch und
abstrakt die »Zerklüftung des Sozialen« und der »Struk-
turwandel von Politik« genannt wird, weitaus mehr Fol-
gen für emanzipatorische Praxis hat, als wir es uns vor-
gestellt haben. »Bewegungen mit Kontinuität« lassen
sich nicht einfach herstellen, deren Entstehen braucht
mehr als individuelles Wollen. 
2. Die Schwerpunktsetzung der Initiative auf Tages-
politik und deren Logik bedeutet allerdings, dass der
Raum für offene Debatten und Gesellschaftskritik enger
wird. Damit einher geht der Verlust von Anschluss-
fähigkeit für andere Strömungen und Gruppen, die eine
enge Fassung von »Sozialpolitik« ablehnen, weil ihre
Interessen und politischen Entwürfe darin verloren
gehen. Verloren geht somit auch die spezifische Aufga-
be der Sozialforen: politische Zusammenhänge herzu-
stellen, zu politisieren und neue Fragen aufzuwerfen.
Wenn die Idee sozialer Bewegungen mit verschiedenen
sozialen Realitäten und politischen Perspektiven als
Stärke politischer Kritik ernst genommen wird, bedarf
es weiterhin eines Raumes, an dem kritisch die Auslas-
sungen, politischen Präformierungen und die Reproduk-
tion von Mehrheitsnormen in der (sozial-)politischen
Debatte hinterfragt werden können. Es bleibt aber die
Frage, wie sich eine Öffnung von Perspektiven erstrei-
ten lässt , wenn diese – gerade im Feld der Sozialpolitik
– von anderen Strömungen und Gruppen in den letzten
Jahren nicht gefüllt wurde? An welchen Punkten lässt
sich plausibel machen, dass gerade in den Querverbin-
dungen zu anderen Politiken und Lebensformen eman-
zipatorische Potentiale liegen, wenn es die Leute nicht
gibt, die dieses konkret erstreiten? 
3. Daraus ergibt sich eine weitere Schlussfolgerung:
Die Erfahrung des Berliner Sozialforums zeigt, dass
weder eine Politik »abstrakter richtiger Ideen«, noch
»politische Stellvertreterpolitik« oder enge »Betroffen-
heitspolitik« – ob nun feministisch, autonom oder so-
zialpolitisch – eine langfristige Perspektive bietet. Es
gilt also Orte zu schaffen, in denen soziale, politische
und subjektive Anliegen in all ihrer Widersprüchlich-
keit und Konkretheit formuliert und ausgetauscht wer-
den können und zum Ausgangspunkt radikaler, an die
Wurzeln gehender Kritik und Praxis werden kann. Viel-
leicht ergeben sich beispielsweise erst andere politische
Ansatzpunkte einer Anti-Privatisierungs- und Ge-
schlechterpolitik, wenn positiv wie negativ erfahrene
Folgen der Privatisierung, Individualisierung und Refa-
miliarisierung, ausprobierte, aufgezwungene und aus
einer spezifischen Lebenswirklichkeit gewählte Lösun-
gen ausgetauscht werden. Warum also nicht thematische
Foren schaffen – und das könnte jede/r, nicht nur das
Berliner Sozialforum –, in denen unter bestimmten Fra-
gestellungen und für bestimmte Lebensbereiche Erfah-
rungen von sozialer Wirklichkeit, von Enteignung und
Aneignung der eigenen Lebensverhältnisse reflektiert
werden und sich daraus eben auch verändernde, eingrei-
fende und für die Einzelnen praktische Handlungsmög-
lichkeiten ergeben? Nur wo Raum ist für quer liegende
Fragen und unbequeme Antworten, wo unklare, wider-
sprüchliche oder eigensinnige Anliegen Raum bekom-
men, können politische Verhältnisse als soziale verstan-
den werden und Vorstellungen alternativer politischer,
sozialer und kultureller Projekte und Visionen anderer
»Lebensqualität« entstehen.
4. Vielleicht sollten wir aus der Erfahrung der Berli-
ner Initiative lernen – es gilt Sozialforen zu vervielfälti-
gen, thematisch zuzuspitzen, zeitlich und räumlich zu
begrenzen und politische Praxis nicht von vorn herein
festzulegen – also lokale Sozialforen nicht in der Ein-
zigartigkeit sondern in einer Abfolge verschiedener the-
menspezifischer Ereignisse zu konzipieren und die
Ergebnisse zusammenzutragen. Möglicherweise liegen
genau hier Ansatzpunkte einer alltägliche Politik von
(Geschlechter-) Gerechtigkeit, die an den Bedürfnissen
der Menschen nach einen besseren oder guten Leben
ansetzen. Gelingen kann dies nur, wenn die Idee
tatsächlich von vielen aufgegriffen und mit eigenen
Ideen und Formen gefüllt wird – wenn also der Raum zu
einem Eigenen gemacht und erstritten wird. 
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